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Sachverhalt 

Bei der bf. Organisation handelt es sich um eine regist-
rierte religiöse Vereinigung mit Sitz in Moskau. 

Im September 2008 veröffentlichte eine orthodoxe 
Nachrichtenagentur ein Interview mit einem Kirchen-
vertreter, der die Hare-Krishna-Bewegung als »dämoni-
sche Religion« bezeichnete. Eine daraufhin von der Bf. 
eingebrachte Beschwerde an die Medienbehörde blieb 
ohne Folgen.

Ende 2008 erschien auf der amtlichen Website der 
Regionalregierung von Uljanowsk ein Bericht über das 
Projekt »Achtung – Sekten!«. Dabei wurde auch die Bro-
schüre »Nimm Dich in Acht vor Sekten!« zum Download 
bereitgestellt. Auf deren Titelblatt wurden die »Regie-
rung der Region Uljanowsk« und die »Staatliche Uni-
versität Uljanowsk« sowie drei Autoren angeführt. Die 
Broschüre bot einen Überblick über »nicht traditionel-
le religiöse Bewegungen«. Die Gesellschaft für Krishna-
Bewusstsein wurde als »totalitäre Sekte« bezeichnet, die 
»in erster Linie materialistische Ziele« verfolge und »mit 
allen Mitteln Geld sammeln« wolle. Es handle sich dabei 
um eine »für die Gesellschaft in höchstem Maße zerstö-
rerische« religiöse Bewegung, die durch »Zombifizie-
rung und psychologische Manipulation unserer Jugend 

eine ernste Bedrohung unserer Zukunft« darstelle. 
Die bf. Gesellschaft wandte sich daraufhin an die 

Staatsanwaltschaft, weil sie sich durch diese Broschü-
re als diskriminiert erachtete. Da die Staatsanwaltschaft 
keinen Anlass für ein Einschreiten sah, beantragte die 
bf. Gesellschaft eine gerichtliche Überprüfung dieser 
Vorgangsweise. Das Bezirksgericht Moskau Tverskoy 
bestätigte am 27.10.2010 die Entscheidungen der Staats-
anwaltschaft. Die dagegen erhobene Berufung wurde 
vom Stadtgericht Moskau abgewiesen. 

Der Bf. Frolov teilte der zuständigen Bezirksbehörde 
von Moskau am 1.4.2013 mit, dass er eine Versammlung 
zum Zweck der Förderung der Lehre des Vaishnavismus 
abhalten wolle. Die Behörde untersagte diese Versamm-
lung, da sie nicht den Zwecken des Veranstaltungsge-
setzes entsprechen würde. Das Bezirksgericht Moskau 
Meshchanskiy bestätigte am 12.8.2013 die Rechtmäßig-
keit der Untersagung. Die dagegen erhobene Berufung 
wurde vom Stadtgericht Moskau am 16.1.2014 mit der 
Begründung abgewiesen, die vom Bf. geplanten »mis-
sionarischen Aktivitäten« würden nicht den rechtmäßi-
gen Zwecken einer öffentlichen Versammlung entspre-
chen. Außerdem wären sie unvereinbar mit der Achtung 
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der religiösen Überzeugungen anderer. 
Bereits am 8.4.2013 hatte Herr Frolov ein weiteres 

geplantes Treffen zur Förderung der Verbreitung der 
Lehre des Vaishnavismus angezeigt. Dieses wurde eben-
falls untersagt. Das Bezirksgericht Moskau Ostankons-
kiy bestätigte am 11.6.2013 die Untersagung. Das dage-
gen erhobene Rechtsmittel wurde vom Stadtgericht mit 
der Begründung abgewiesen, die Durchführung einer 
öffentlichen Veranstaltung religiöser Art in Form eines 
Treffens sei gesetzlich nicht vorgesehen. Es handle sich 
dabei weder um eine Versammlung im Sinne des Veran-
staltungsgesetzes noch um einen Gottesdienst im Sinne 
des Religionsgesetzes.

Rechtsausführungen

Die Bf. behaupteten eine Verletzung von Art. 9 EMRK 
(hier: Religionsfreiheit) und von Art. 11 EMRK (hier: Ver-
sammlungsfreiheit). 

I.  Zur behaupteten Verletzung von Art. 9 EMRK 
alleine und iVm. Art. 14 EMRK im Hinblick auf das 
bf. Zentrum

(24) Das bf. Zentrum brachte vor, das Versäumnis der 
staatlichen Behörden, feindselige Äußerungen gegen 
die Krishna-Bewegung zu unterbinden, hätte gegen des-
sen aus Art. 9 EMRK erwachsende Pflicht zur Neutrali-
tät und Unparteilichkeit verstoßen und eine mit Art. 14 
EMRK unvereinbare Diskriminierung aufgrund der 
Religion begründet. [...]

1.  Zulässigkeit 

(28) Die Regierung brachte eine auf zwei Argumente 
gestützte Einrede der Unvereinbarkeit ratione personae 
vor. Erstens behauptete sie, dass die staatlichen Behör-
den nicht für das Projekt »Achtung: Sekten!« verantwort-
lich gemacht werden könnten [...]. Zweitens argumen-
tierte sie, das bf. Zentrum könne nicht geltend machen, 
»Opfer« der angeblichen Verletzungen zu sein, da sie als 
Dachorganisation [...] nicht direkt und unmittelbar von 
dem Projekt betroffen gewesen sei. [...]

(30) [...] Die Legitimation von Vereinigungen, zur Ver-
teidigung der Interessen ihrer Mitglieder rechtliche Ver-
fahren anzustrengen, wurde in der Rechtsordnung vie-
ler Mitgliedstaaten anerkannt und vom GH bekräftigt. 
Der GH hat auch anerkannt, dass Bf., selbst wenn sie 
von feindseligen Äußerungen nicht persönlich ange-
sprochen wurden, in dem Sinn als »Opfer« angesehen 
werden können, dass sie von Bemerkungen und Aus-
drücken betroffen sind, die jene religiöse Bewegung 
oder ethnische Gruppe herabsetzen, der sie angehö-
ren. Die im Fall Leela Förderkreis e.V. u.a./D getroffe-

nen Feststellungen des GH – wo er anerkannte, dass 
die zur Osho-Bewegung gehörenden bf. Vereinigungen 
legitimiert waren, sich über die von staatlichen Stel-
len zu ihrer Beschreibung [...] verwendeten feindseli-
gen Begriffe zu beschweren – sind auf die Umstände des 
vorliegenden Falls anwendbar. Tatsächlich wurde die 
Legitimation des bf. Zentrums, sich über die mutmaßli-
che Hassrede gegen die Krishna-Bewegung zu beschwe-
ren, in den innerstaatlichen Verfahren nicht in Abrede 
gestellt. Dementsprechend verwirft der GH die sich auf 
die Opfereigenschaft des bf. Zentrums beziehende Ein-
rede der Regierung.

(31) Das bf. Zentrum beschwerte sich über zwei Fälle 
feindseliger Äußerungen. Ein erstes Vorkommnis [...] 
betraf ein Interview mit einem orthodoxen Priester [...]. 
Der Priester war eine Privatperson und seine Ansich-
ten wurden von einem privaten Medienunternehmen 
verbreitet. [...] Der Staat kann nicht für das Versäum-
nis verantwortlich gemacht werden, Schutz vor Hand-
lungen von Privatpersonen zu gewähren, solange diese 
ihr Recht auf Meinungsäußerungsfreiheit nicht in einer 
Art und Weise ausüben, die den Genuss eines anderen 
durch die Konvention garantierten Rechts durch den Bf. 
erheblich beeinträchtigt. Das bf. Zentrum hat nicht auf-
gezeigt, dass die Verbreitung der feindseligen Ansich-
ten [des Priesters] über die Krishna-Bewegung diesen 
Grad der Erheblichkeit erreicht hätte. Daraus folgt, dass 
die staatliche Verantwortlichkeit nicht ausgelöst wurde 
und dieser Teil der Beschwerde offensichtlich unbe-
gründet ist und daher [als unzulässig] zurückgewiesen 
werden muss (einstimmig). 

(32) Das zweite Vorkommnis hat mit einer feindse-
ligen Beschreibung der Krishna-Bewegung in der Bro-
schüre »Nimm Dich in Acht vor Sekten!« zu tun. Diese 
Broschüre wurde im Rahmen des [...] Verbrechensbe-
kämpfungsprogramms der Regierung der Region Ulja-
nowsk produziert. [...] Wie auf der amtlichen Website 
[...] zu lesen war, war die Broschüre von Experten der 
Regierung in Zusammenarbeit mit der staatlichen Uni-
versität Uljanowsk erstellt worden. Die Titelseite der 
Broschüre gab an, dass sie »auf Beschluss der Regie-
rung der Region Uljanowsk« veröffentlicht worden sei 
und nannte die Regierung [...] als Inhaberin der Urhe-
berrechte. Die Broschüre ist auf der amtlichen Website 
der Regierung von Uljanowsk bis heute abrufbar. 

(33) Diese Elemente stellen nach Ansicht des GH aus-
reichende Beweise für die Beteiligung der staatlichen 
Behörden an der Veröffentlichung der Broschüre und 
für ihre Verantwortlichkeit für diese dar. [...]

(34) Dementsprechend verwirft der GH die von der 
Regierung erhobene Einrede der Unvereinbarkeit 
ration e personae, soweit sie die Veröffentlichung der 
Broschüre »Nimm Dich in Acht vor Sekten!« betrifft. [...] 
Dieser Teil der Beschwerde ist auch weder offensicht-
lich unbegründet noch aus einem anderen [...] Grund 
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unzulässig. Er muss daher für zulässig erklärt werden 
(einstimmig).

2.  In der Sache

(38) [...] Selbst wo die von der Regierung ergriffenen Maß-
nahmen die Freiheit der Bf., ihre Religion durch Got-
tesdienst oder Praktizieren zu bekennen, nicht wirklich 
einschränkten, konnten die von den staatlichen Behör-
den zur Beschreibung ihrer Bewegung verwendeten 
feindseligen Begriffe negative Folgen für sie haben und 
einen Eingriff in die durch Art. 9 Abs. 1 EMRK geschütz-
ten Rechte darstellen. Im vorliegenden Fall präsentierte 
eine Veröffentlichung der regionalen staatlichen Behör-
den die Gesellschaft für Krishna-Bewusstsein als geld-
gierige, für die russische Gesellschaft zerstörerische 
»totalitäre Sekte« und beschuldigte sie zudem der »psy-
chologischen Manipulation« und der »Zombifizierung« 
der Jugend. Die Veröffentlichung wurde an Lehrperso-
nen zur weiteren Verbreitung unter ihren Studierenden 
verteilt und stand auf der Website der Regionalregie-
rung zum Download bereit. Es hat somit ein Eingriff in 
das Recht des bf. Zentrums auf Religionsfreiheit statt-
gefunden. [...]

(39) Der GH akzeptiert die Feststellung der Staats-
anwaltschaft, wonach die Regierung der Region Ulja-
nowsk zur Durchführung einer Informationskampagne 
berechtigt war. Der Eingriff kann daher als »gesetzlich 
vorgesehen« angesehen werden. Er kann auch den legi-
timen Zielen des Schutzes der öffentlichen Sicherheit 
und der Rechte anderer gedient haben. Der GH erin-
nert daran, dass der Staat berechtigt ist, sich zu verge-
wissern, ob eine Bewegung oder Vereinigung in vorgeb-
licher Verfolgung religiöser Ziele Aktivitäten nachgeht, 
die schädlich für die Bevölkerung oder die öffentliche 
Sicherheit sind.

(40) Um festzustellen, ob der Eingriff »in einer demo-
kratischen Gesellschaft notwendig« war, muss der GH 
die widerstreitenden Interessen an der Ausübung des 
Rechts auf Religionsfreiheit und der Pflicht der Behör-
den, Informationen über Angelegenheiten von allge-
meinem Interesse öffentlich zu verbreiten, gegenein-
ander abwägen. In einer demokratischen Gesellschaft, 
in der mehrere Religionen in ein und derselben Bevöl-
kerung nebeneinander bestehen, kann es notwendig 
sein, diese Freiheit einzuschränken, um die Interessen 
der verschiedenen Gruppen in Einklang zu bringen und 
sicherzustellen, dass die Überzeugungen aller geachtet 
werden. Allerdings schließt das [...] Recht auf Religions-
freiheit abgesehen von sehr außergewöhnlichen Fällen 
jedes Ermessen seitens des Staates aus, zu bestimmen, 
ob religiöse Überzeugungen oder die Mittel, mit denen 
sie zum Ausdruck gebracht werden, legitim sind. 

(41) Nichts deutet darauf hin, dass die staatlichen 
Behörden in Uljanowsk vor oder während der »Anti-

Sekten«-Kampagne jemals die Notwendigkeit berück-
sichtigt haben, »die Bedürfnisse der verschiedenen 
religiösen Gruppen in Einklang zu bringen und sicher-
zustellen, dass die Überzeugungen aller geachtet wer-
den«. Vielmehr scheint der Ausschluss von neuen oder 
eine Minderheit darstellenden religiösen Bewegungen 
von Anfang an Teil des Aufbaus des Projekts gewesen zu 
sein. [...] Während Amtsträgern großer Religionen eine 
Bühne geboten wurde, um ihre Ansichten über neue 
religiöse Bewegungen zu äußern, wurde Anhängern die-
ser Bewegungen die Gelegenheit verweigert, ihre Anlie-
gen darzulegen und die vorgefassten Meinungen über 
ihre Lehren infrage zu stellen. 

(42) Der Inhalt der Broschüre deutet nicht darauf 
hin, dass die für ihre Veröffentlichung verantwortli-
chen Beamten in irgendeiner Form die Verpflichtung 
des Staates berücksichtigt hätten, sich einer Beurtei-
lung der Legitimität religiöser Überzeugungen oder 
der Wege, wie diese ausgedrückt werden, zu enthalten. 
Weit entfernt davon, eine differenzierte und ausgewoge-
ne Ansicht über eine Reihe bestehender Religionen vor-
zunehmen, zeichnete die Veröffentlichung ein absolut 
negatives Bild neuer religiöser Bewegungen, einschließ-
lich der Krishna-Bewegung. Für die Beschreibung ihrer 
Lehren wurden emotional aufgeladene und abwertende 
Begriffe – »totalitäre Sekte«, »destruktive [Bewegung]«, 
»Zombifizierung« – verwendet. Weder seitens der inner-
staatlichen Behörden vor Veröffentlichung der Bro-
schüre noch seitens der Regierung in ihren Stellung-
nahmen an den GH wurde ein Versuch unternommen, 
die Behauptungen über die Anschauungen des bf. Zen-
trums zu belegen oder auf irgendwelche Tatsachen zu 
verweisen, um die erhobenen Vorwürfe zu untermau-
ern. Es ist besonders eklatant, dass sich die regionalen 
staatlichen Behörden als berechtigt ansahen, abfällige 
Bemerkungen über die Religion einer offiziell registrier-
ten und rechtmäßig tätigen religiösen Organisation wie 
dem bf. Zentrum zu ergießen. 

(43) Folglich haben die russischen Behörden durch 
die Verwendung einer abwertenden Sprache und unbe-
gründeter Vorwürfe zur Beschreibung der religiösen 
Überzeugungen des bf. Zentrums und der Art, wie diese 
zum Ausdruck gebracht werden, ihren Ermessensspiel-
raum überschritten. Daher hat eine Verletzung von 
Art. 9 EMRK stattgefunden (einstimmig).

(44) [...] Die Beschwerde über eine diskriminierende 
Behandlung, als deren Opfer sich die bf. Gesellschaft 
sieht, wurde in der obigen Analyse [...] ausreichend 
berücksichtigt. Es ist daher nicht notwendig, denselben 
Sachverhalt auch aus der Sicht von Art. 14 EMRK geson-
dert zu prüfen (einstimmig).

II.  Zur behaupteten Verletzung von Art. 11 EMRK im 
Lichte von Art. 9 EMRK im Hinblick auf Herrn 
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Frolov

(45) Der Bf. Frolov brachte [...] vor, die russischen Behör-
den hätten ihn an der Ausübung seiner Rechte auf Reli-
gions- und Versammlungsfreiheit gehindert, indem sie 
die öffentlichen Veranstaltungen zur Förderung der 
Lehre des Vaishnavismus nicht gestatteten. [...]

(46) [...] Nach russischem Recht waren religiöse Ereig-
nisse im öffentlichen Raum entsprechend der für öffent-
liche Versammlungen geltenden Vorgangsweise durch-
zuführen. Nach Ansicht des GH hat daher Art. 11 EMRK 
als lex specialis für das Recht auf friedliche Versamm-
lung den Vorrang. Der GH wird den Fall grundsätzlich 
unter Art. 11 EMRK behandeln, diesen jedoch im Licht 
von Art. 9 EMRK auslegen. 

1.  Zulässigkeit

(47) [...] Dieser Teil der Beschwerde ist weder offensicht-
lich unbegründet noch aus einem anderen [...] Grund 
unzulässig. Er muss daher für zulässig erklärt werden 
(einstimmig). 

2.  In der Sache

(50) [...] Das Recht auf Versammlungsfreiheit umfasst 
sowohl private Treffen als auch Treffen an öffentlichen 
Orten. Es kann von individuellen Teilnehmern und von 
den Personen ausgeübt werden, die die Veranstaltung 
organisieren. Ein Eingriff in die Versammlungsfrei-
heit muss nicht in einem gänzlichen rechtlichen oder 
de facto bewirkten Verbot bestehen, sondern kann auch 
durch unterschiedliche andere Maßnahmen begrün-
det werden. Der GH hat bereits früher festgestellt, dass 
die verweigerte Genehmigung der Abhaltung eines Got-
tesdiensts im öffentlichen Raum einen Eingriff in das 
Recht des Bf. gemäß Art. 11 EMRK, ausgelegt im Licht 
von Art. 9 EMRK, darstellte. Diese Feststellung gilt auch 
unter den Umständen des vorliegenden Falls, in dem 
die Moskauer Behörden die Anzeigen einer öffentlichen 
religiösen Veranstaltung durch Herrn Frolov zurück-
wiesen. [...]

(51) Die gesetzliche Grundlage für den Eingriff kann 
im Zusammenspiel der Bestimmungen des Religions-
gesetzes und des Veranstaltungsgesetzes gefunden wer-
den. Das Religionsgesetz regelt die Durchführung von 
Anbetung, Riten und Zeremonien auf Privatgrundstü-
cken oder innerhalb religiöser Gebäude. Im Hinblick 
auf religiöse Ereignisse oder Zeremonien im öffentli-
chen Raum verweist es auf die Bestimmungen des Ver-
anstaltungsgesetzes, das politische und gesellschaft-
liche öffentliche Zusammenkünfte regelt. Öffentliche 
Veranstaltungen, die mehr als eine Person umfassen, 
erfordern eine vorherige Anzeige an die Behörden, in 
der Datum, Zeit, Ort und Zweck der Veranstaltung, ihr 

Charakter, die voraussichtliche Teilnehmerzahl und 
der Name des Veranstalters genannt werden. Es steht 
[...] außer Streit, dass der Bf. die erforderliche Anzeige 
innerhalb der gesetzlichen Frist erstattet hat. Die Behör-
den stellten allerdings fest, dass die geplante Veranstal-
tung nicht stattfinden könne, weil missionarische Akti-
vitäten – als welche die Förderung des Vaishnavismus 
angesehen wurde – nicht den im Veranstaltungsgesetz 
definierten Zwecken einer öffentlichen Veranstaltung 
entsprechen würden und zudem mit der Achtung der 
religiösen Anschauungen anderer unvereinbar wären. 

(52) [...] Die Behörden hatten keine Einwände gegen 
die Abhaltung der geplanten Veranstaltungen an einem 
bestimmten Ort oder zu einer bestimmten Zeit – jenen 
Angelegenheiten, im Hinblick auf welche den Mitglied-
staaten ein weiter Ermessensspielraum gewährt werden 
muss. Ihre Einwände bezogen sich vielmehr auf die reli-
giöse Natur der geplanten Veranstaltungen und stellten 
somit auf dem Inhalt beruhende Einschränkungen der 
Versammlungsfreiheit dar, die der strengsten Überprü-
fung seitens des GH zu unterziehen sind. Situationen, 
in denen ein Zusammentreffen wegen des Inhalts der 
Botschaft, welche die Bf. verbreiten wollen, legitimer-
weise untersagt werden können, sind selten. Es steht 
den innerstaatlichen Behörden nicht frei, die Durch-
führung einer öffentlichen Veranstaltung schlicht aus 
dem Grund zu untersagen, dass sie ihre Botschaft als 
»falsch« ansehen. 

(53) Was die Feststellungen der Moskauer Behörden 
und der Gerichte betrifft, die geplanten Veranstaltun-
gen hätten keinen der im Veranstaltungsgesetz genann-
ten rechtmäßigen Zwecke erfüllt, bemerkt der GH, dass 
dieses Gesetz weder eine Liste zulässiger Gründe ent-
hält noch verlangt, dass eine öffentliche Veranstaltung 
einem zulässigen Grund dient. [...] Jene Bestimmung, 
auf die sich die innerstaatlichen Gerichte bezogen [...], 
enthält eine allgemeine Definition einer »öffentlichen 
Veranstaltung«, die zum Zweck der »freien Äußerung 
und Bildung von Meinungen [...] zu verschiedenen Fra-
gen des [...] gesellschaftlichen und kulturellen Lebens« 
durchgeführt werden darf. Die russischen Gerichte 
nannten keine Gründe für ihre Feststellung, wonach 
die Förderung des Vaishnavismus und eines gesunden 
Lebensstils nicht in diese breite Definition fiel. Unter 
diesen Umständen war die auf diesem Grund beru-
hende Zurückweisung der Anzeigen von Herrn Frolov 
unvorhersehbar und nicht »gesetzlich vorgesehen«. 

(54) Insofern die russischen Gerichte feststellten, 
ein »Treffen« wäre für die geplanten religiösen Veran-
staltungen nicht der angemessene Typ von Versamm-
lung gewesen, verabsäumten sie es anzugeben, welcher 
Typ unter den gegebenen Umständen der angemessene 
gewesen wäre. [...]

(55) Zudem ist der GH auch nicht vom Argument 
überzeugt, die Durchführung einer öffentlichen Ver-
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sammlung zur Förderung des Vaishnavismus wäre »mit 
den religiösen Anschauungen anderer unvereinbar«. 
Zwar kann das Recht auf Versammlungsfreiheit einge-
schränkt werden, um Störungen der Ordnung zu ver-
hindern und die Rechte anderer zu schützen [...], doch 
besteht die von der Regierung im vorliegenden Fall 
behauptete Unvereinbarkeit mit den religiösen Über-
zeugungen anderer nicht den Test der »Notwendigkeit 
in einer demokratischen Gesellschaft«. 

(56) Der GH nimmt den unbestreitbar friedlichen 
Charakter der geplanten religiösen Veranstaltungen zur 
Kenntnis. Die Teilnehmer beabsichtigten, sich zu ver-
sammeln, um ihren Glauben [...] und einen bestimmten 
Lebensstil [...] zu unterstützen. Es gibt keinen Grund 
anzunehmen, dass ein Risiko irgendeiner Störung der 
öffentlichen Ordnung [...] von ihrer Seite ausging. Die 
Versammlungsfreiheit [...] schützt eine Demonstrati-
on, die Personen belästigen oder beleidigen kann, die 
mit den Ideen oder Forderungen nicht einverstanden 
sind, die damit gefördert werden sollen. Es wäre mit 
den der Konvention zugrunde liegenden Werten unver-
einbar, wenn die Ausübung von Konventionsrechten 
durch eine Minderheit davon abhängig gemacht würde, 
dass diese von der Mehrheit akzeptiert wird. Wenn dies 
der Fall wäre, würde das Recht einer Minderheitsgrup-
pe auf Religions- und Versammlungsfreiheit zu einem 
bloß theoretischen [...]. 

(57) Was die Behauptung betrifft, eine öffentliche Ver-
anstaltung zur Förderung des Vaishnavismus würde 
missionarische Arbeit darstellen, bekräftigt der GH, 
dass die Religionsfreiheit auch das Recht umfasst zu 
versuchen, seinen Nächsten zu überzeugen. Andern-
falls würde die »Freiheit, die eigene Religion oder Welt-
anschauung zu wechseln« nur auf dem Papier beste-
hen. Es wurde nicht gezeigt, dass von Herrn Frolov oder 
anderen Teilnehmern unrechtmäßige Mittel zur Bekeh-
rung eingesetzt wurden oder wahrscheinlich eingesetzt 
worden wären. Eine Einschränkung der legitimen Aus-
übung ihres Rechts, andere Personen von den spirituel-
len oder gesundheitlichen Vorzügen des Vaishnavismus 
zu überzeugen, war folglich in einer demokratischen 
Gesellschaft nicht notwendig. 

(59) Folglich hat eine Verletzung von Art. 11 EMRK, 
ausgelegt im Licht von Art. 9 EMRK, stattgefunden (ein-
stimmig). 

III. Entschädigung nach Art. 41 EMRK

€ 7.500,– an jeden der Bf. für immateriellen Schaden; 
€ 2.000,– an die Bf. gemeinsam für Kosten und Ausla-
gen (einstimmig). 


